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Frankreich will nicht verhandeln.
Has „Unannehmbar!“ des Pariſer Miniſterrats.

Paris, 3. Mai. Ueber den heutigen Miniſterrat wird
folgendes offizielle Communique ausgegeben:

„Die Miniſter ſind heute vormittag unter dem Vorſitz
Millerand zuſammengetreten. Der

Miniſterpräſident hat das Schreiben zur Kenntnis gebracht,
Kas er vom deutſchen Geſchäftsträger erhalten hat. Der
Miniſterrat war eintnütig der Anſicht, daß die Vor
ſchläge als ung nnehmbar zu betrachten ſeien und zwar
ſowohl wegen der geſtellten Bedingungen und des Mangels
an Garantien, als wegen der Unzulänglichkeit der gebotenen
Ziffern. Der Miniſterpräſident wird ſich mit der belgiſchen
Regierung über die Abſendung der Antwort an die deutſche
Regierung und deren Mitteilung am ſämtliche Alliierten
verſtändigen

Aus den Pariſer Zeitungsſtimmen ergibt ſich immer
deutlicher, daß die deutſchen Vorſchläge, abgeſehen von den
in ihnen enthaltenen Ziffern und Einzelheiten, aus anderen
Gründen, nämlich aus Gründen des Preſtiges, zur Ab-
behnung beſtimmt waren. Die öffentliche Meinung Frank
reichs, wenn man von den wenigen linksradikalen und
ſozialiſtiſchen Aeußerungen abſieht, ſpiegelt den Willen
wieder, jeden deutſchen Verſuch, mit den Sie-
gern auf dem Fuße der Gleichheit verhandeln zu
wollen, abzulehnen. Das „Journal des Debats“ be-
zeichnet die deutſche Forderung nach der Wiederherſtellung
geſetzlicher Zuſtände im Rhein- und Ruhrgebiet als Voraus-
ſetzung für weitere Verhandlungen als eine Schamloſig-
keit. Uebereinſtimmend ſtellen die der Regierung nahe
ſtehenden Blätter feſt, daß Deutſchland durch den Mund
des Reichskanzlers ſeine jetzigen Vorſchläge mit Belei-
digungen Frankreichs und Drohungen verbunden habe,
die jede Verſtändigung unmöglich machen.

Der Ton der deutſchen Note wird in Paris direkt
als unverſchämt bezeichnet, da Deutſchland die vor-
herige Räumung des Ruhrgebiets im Tone eines Ul-
timatums verlangt habe. Wie es heißt, ſoll Belgien
dafür eintreten, daß Frankreich in ſeiner Antwort das
franzöſiſch-belgiſche Programm gegenüberſtelle, ſodaß immer
noch Hoffnung beſtände, daß die Diskuſſion über die Re-
parationsfrage nicht kurz abgebrochen werde. Die
franzöſiſche Regierung will allerdings davon nichts wiſſen.

Nach der „Chicago Tribune“ ſoll Poincare zwar die
Abſicht haben, das deutſche Angebot mit einer Rede zu
beantworten und darin grundlegende Punkte abzulehnen:
gleichzeitig aber anzudeuten, daß die Vorſchläge eine Re
viſion erfahren und dann als Grundlagen für weitere
Erwägungen dienen könnten.
kine frunzöſiſchbeigiſ e Hntwort bereits unterwegs

nacht Antwort anEine
halbamtliche Mitteilung beſagt, daß die franzöſiſche Antwort
etwa ebenſo lang iſt wie das deutſche Angebot und in
detaillierter Form die Gründe darlegt, aus denen diedeutſchen Vorſchläge für Frankreich nicht annehmbar ſind.
Die franzöſiſche Antwort betont, daß die von Deutſchland
formulierten Forderungen, die Räumungsfrage müſſe den
Ausgangspunkt jeder Verhandlungen darſtellen, die Ent-
gegennahme des deutſchen Angebots von vornherein aus
ſchließe, da die Verbündeten (ſoll heißen Frankreich und
Belgien) entſchloſſen ſeien, die Pfänder zu behalten,

Poincare hat bereits heute eine

die ſie nach drei Jahren vergeblichen Wartens auf deutſche
Erfüllung erfaßt haben. Die franzöſiſche Antwort betont
weiter, daß die deutſche Note kei nerlet poſitive Ga-
rantien für die Ausführung der deutſchen Verpflich-
tungen biete und daß die von Deutſchland genannte Summe
eine bedeutende Reduzierung des alten Zah-
lungsplanes darſtelle. Am Schluß der franzöſiſchen Ant-
wort wird hervorgehoben, daß die weiteren Forderungen
Deutſchlands, darunter auch der Rheinpakt, den Be
ſtimmungen des Verſailler Vertrages widerſpwächen.

Laut „Havas“ wird die franzöſiſche Regierung heute
den Tert ihrer Antwort in London und Rom mitteilen laſſen
Die Note an die deutſche Regierung wird Freitag abend,
wahrſcheinlich Sonnabend vormittag überreicht werden.

Die Haitung Englands
zur deutſchen Note wird in Paris mit großer Aufmerkſam-
keit, wenn auch dem Anſchein nach ohne ernſte Unruhe
verfolgt. Dem Berichterſtatter des „Temps“ zufolge glaube
man in den eingeweihten Kreiſen Londons, daß die engliſche
Regierung vorläufig keine Antwort auf die deutſche
Note geben werde, vor allem, um den Franzoſen und Bel
giern in ihren Entſchlüſſen nicht vorzugreifen. Wenn Frank-
reich und Belgien Verhandlungen mit Deutſchland ablehnen,
fei es wahrſcheinlich, daß die engliſche Regierung mit den

Verbündeten wiederum über den eigenen Part an
den Reparationen Verhandlungen beginnen würde.

Die deutſche Reparationsnote wird heute im engliſchen
Kabinett einer Beratung unterzogen werden. Der „New
York Herald“ läßt ſich aus London melden, daß man
einſtweilen in Londoner Regtierungskreiſen in Verlegenheit
darüber ſei, ob das engliſche Kabinett et ne eigene
Antwort nach Berlin ſenden ſolle oder ob eine ge
meiſnſame Antwort der Alliierten erfolgen ſoll.

Eine oberflächliche Ablehnung der deutſchen Note wird
in London jedenfalls nicht erfolgen. Man glaubt, daß
die Note als Grundlage zu Beſprechungen werde dienen
können.
Der Londoner Korreſpondent der „Chicago Tribune“

erfährt aus politiſchen Kreiſen, daß man nicht daran glaube,
daß Frankreich die Note ohne vorherige Beſprechung der
Alliierten ablehnen werde. Man glaubt, daß eine alliierte
Konferenz zuſtande kommen würde, in der England und
Jtalien den Mißerfolg Frankreichs an der Ruhr betonen
würden Der Londoner Korreſpondent des „Journal“ be-
hauptet, daß man die 30 Milliarden, welche die deutſche
Note anbiete, in Londoner Re gierungskreiſen für unannehm-
bar halte, da Lord Curzon in ſeiner Oberhausrede auf die
50 Mil liarden, die Bonar Law im Januar in Paris
vorgeſchlagen hatte, hinwies,

Reitpeitſche und Bajonett
brechen Weßfaltnnicht, ſolange J'r ihm mitder Tathelft.

Darum gebt weiter zum

Deutſchen Volksopfer!
Gut informierte Citykreiſe gaben laut „Times“ zu,

daß niemand heute weiß, was Deutſchland zah-
len kann, weshalb der entſcheidende Teil der deutſchen Note in dem Angebot einer internationalen
Kommiſſion liegt. Man ſet überzeugt, die Note müſſe.
vie auch Frankreichs unmittelbare Haltung ſein möge, eine
neue Sttuagation ſchaffen und man kann in ihr keinen
Baiſſe- Grund erblicken. Ueber die Reaktion der Re-
gierung auf die Note müſſe das Kabinett entſcheiden. Jhr
naheſtehende politiſche Kreiſe kritiſieren die Note ſcharf als
ſehr ungeſchickt, da Frankreich aber für ſummariſche
Verwerfung iſt, wagen ſie ſchüchtern anzudeuten, daß
es dazu kaum berechtigt iſt. Die Oppoſition dürfte
zugeben, daß die Note einen ehrlichen Verſuch zu Verhand-
lungen eröffne und ſie wird von der Regierung jedenfalls
begründete Antwort verlangen. Man hat vielfach die An-
ſicht, das Geheimnis der franzöſiſchen Haltung ſei der Wunſch,
einen Druck auf England auszuüben. Die „Times“machen einen bezeichnenden Vorſchlag: Deutſchland ſolle
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kapitulieren gegen das Verſprechen, zu einer neuen
Reparations konferenz zugelaſſen zu werden.

Eine gemeinſame Antwort Englands, Amerikas und
Ftaliens?

London, 4. Mai. Die Zurückhaltung der amtlichen eng
liſchen Stellen iſt darauf zurückzuführen, daß die engliſche
Regierung zunächſt mit den Kabinetten von Rom und
Waſhington verhandeln will. Es ſcheint, daß das Ziel
dieſer Verhandlungen dahin geht, feſtzuſtellen, daß ſich die
genannten drei Regierungen durch die franzöſiſche Ab-
lehnung nicht gebunden fühlen und prüfen, ob eine
gemeinſame engliſch-amerikaniſch-italieniſche Antwortnote an
Deutſchland abgeſandt werden ſoll.
Außer dem Pariſer Botſchafter Baron Avezzano, der
ſeit mehreren Tagen in Rom weilt und mit Muſſolinilange Unterredungen hatte, wird auch der Londoner Bot
ſchafter Marquis della Toretta hier erwartet. Mit ihm
treffen in Rom noch Lord Curzon und Bonar Law
ein. Eine Beſtätigung der Nachricht, daß Lord Curzon
ſich nach Rom zu begeben gedenke, muß abgewartet werden

zuſtiwmende Kritik in Ameriſig,

Bepyork, 4. Mai. Die Blätter beſprechen Cunos Note
in günſtigem Sinne Jn Waſhington iſt man un
ſchlüſſig und wartet die Ankunft Houghtons und Har-
veys ab. Der internationale Bankier Baruch erklärte das
deutſche Angebot für vernünfig.

Der Eindruck der deutſchen Note in der amerikaniſchen
Preſſe iſt nicht ungünſtig. Die „Evening Poſt“ und
ſogar die frankophile „Times“ erklären, die Note ſtelle eine
ausreichende Baſis für weitere Verhand-lungen dar.

W
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163. Jahrgang.

Das deutſche Angebot.
Nach hangem Hin und Her iſt die deutſche Note,

die das deutſche Angebot enthält, an die Regierungen der
Vereinigten Staaten, Belgiens, Frankreichs, Großbritanniens
Jtaliens und Japans übergeben worden. Gleichzeitig hat
der Reichskanzler Dr. Cuno in der gemeinſamen Sitzung der
Reichsregierung mit den Miniſterpräſidenten der Länder eine
Rede gehalten, die als Kommentar zu der Note dienen ſoll.
Jmmerhin geht auch aus der vorliegenden Note der deutſche
Standpunkt mit genügender Deutlichkeit hervor. Zum Schluß
wird die Frage der politiſchen Garantien erörtert,
in denen zum erſten Male die Gegenſeitigkeit aller
Vereinbarungen betont und die Anregung zum Abſchluſſe
eines Rheinpaktes gegeben wird. Der entſcheidende Punkt der
Note iſt die Forderung der Wiederherſtellung des ſtatus quo
ante innerhalb kürzeſter Friſt. s ſollen die über den
Vertrag von Verſailles hinaus beſetzten Gebiete geräumt,

Zuſtände wieder herin dern Rheinlanden vertragsmäßige
geſtellt, die verhafteten Deutſchen in Freiheit geſetzt und
den Ausgewieſenen ihre Wohnſtätten und Aemter wider-
gegeben werden. Vorher wird ein Schiedsgerichtsverfahren
für Streitigkeiten narh dem Muſter des Bryanſchen vorge
ſchlagen Ebenfalls wird der Abſchluß langfriſtiger, privat-
wirtſchaftlicher Verträge über die Lieferung von Kohle und
Koks vorgeſchlagen.

Man wird an dieſer Note und an dem deutſchen Angebot
unter den obwaltenden Umſtänden nicht viel auszuſetzen
haben, denn alle dieſe Vorſchläge werden gemacht, ohne
daß die deutſche Regierung ihren „Rechtsſtandpunkt“ oder
den paſſiven Widerſtand aufgibt, der fortgeſetzt werden wird,
bis die Räumung der über den Vertrag von Verſailles
hinaus beſetzten Gebiete, und die Wiederherſtellung vertrags
mäßiger Zuſtände in den Rheinlanden erreicht ſind. Wir
müſſen daran erinnern, daß die Note eben eine Folge der
Londoner Anregungen iſt, die im Weſentlichen in der Rede
Lord Curzons im Oberhauſe enthalten waren. Jnfolgedeſſen
iſt die deutſche Note nichts weiter, als eine abermalige
authentiſche Zuſammenfaſſung der Geſichtspunkte der deut
ſchen Regierung bei der Betrachtung des geſamten Repara-
tionsproblems und der damit unlösbar verknüpften Ruhr
und Rheinlandfrage. Denn das Weſentliche an der deutſchen
Note iſt nicht ihr ſachlicher Jnhalt, dieſer war ſchon vorher
bekannt, ſoldern die Tatſache des Eingehens auf einen
engliſcherſeits in amtlicher unmißverſtändlicher Form vor-
gebrachten Vorſchlags. Wir haben den Ball wieder Herrn
Poincare zugeworfen und ſind aus der unerträglichen Lage
der politiſchen Defenſive wieder in die politiſche Offenſive
übergegangen. Mag man auch dies und jenes in der deut
ſchen Note vermiſſen, könnte man auch wünſchen, daß die
Frage der Gegenſeitigekit der politiſchen Sicherheit
für Deutſchland ſchärfer betont worden wäre, ſo iſt das
alles nicht von großem Belang. Tatſache iſt, daß wir wieder
an die Grenze des Menſchenmöglichen gegangen ſind, daß
wir in unſerem ehrlichen Beſtreben, den Kampf an der Ruhr
friedlich zu beenden, alles getan und angeboten haben, was
füglich von uns verlangt werden konnte.

Auf einem anderen Blatt ſteht die Aufnahme der Note
im noch immer feindlichen Auslande. Das einzige freund-
liche Echo erſchallt aus den Vereinigten Staaten, doch miſcht
ſich auch hier hämiſche Ablehnung in das gedämpfte Wohl-
wollen der amerikaniſchen Preſſe. Schroffe, exaltierte Zu-
rückweiſung findet der deutſche Schritt wie vorauszuſehen
in Paris. Poineare will ſich von ſeinen Annexionsplären
um keinen Preis abdrängen laſſen. London tadelt die „Un-
geſchicklichkeit“ der deutſchen Note. Das iſt das bequemſtet
Natürlich iſt die angebotene Rieſenſumme „viel zu niedrig“.
Etwas mehr Objektivität zeigt die engliſche liberale Preſſe,
aber deren Einfluß iſt zu gering und darf daher nicht hoch
eingeſchätzt werden.

Ein greifbarer Erfolg des deutſchen Schrittes, der
zunächſt nur weitere franzöſiſche Gewaltmaßnahmen aus-
löſen dürfte, ſcheint alſo kaum einzutreten und diejenigen
ſcheinen zunächſt recht zu behalten, die von jedem Schritte
der deutſchen Regierung abrieten. Jm übrigen gebrauchen
wir mehr als je kaltes Blut. Es werden alle Regiſter
der Volksfolter gezogen. Die feindliche Preſſe eröffnet ein
neues Trommelfeuer, die internationale Finanz kartäſcht
die Mark zuſammen und die angelſächſiſchen Staaten ſähen
offenbar nicht ungern, wenn Frankreich in ſeinem Rache-
taumel das deutſche Wirtſchaft? gebiet völlig vernichtete, um
ſo ſich ſelbſt das Grab zu graben. Es gilt alſo nach wie vor
die Zähne zuſammenzubeißen und feſt zu bleiben in der
Abwehr. Nichts kann uns helfen, als der eigene fellen feſte
Selbſtbehauptungswille.



„Inlenſiwe“ Ausbeutung

mit c e e Seffentuchen
Arbeiten, dem Wiederaufbaunminiſter und dem Vorſitzenden
ver Reparationskommiſſion. Nach amtlichen Aeußerungen
wurden in dieſer Beratung exnente Maßnahmen zur inten
ſiveren Geſtaltung der Ruhraktion, zur Ausbeutung der
Gruben, ins Auge gefaßt. Allem Anſchein nach hat die fran
e Regierung die i die deutſche Note durch Ver

ärkung des Drucks im Ruhrgebiet zu beantworten.

Die Rheinſtahlwerke beſetzt.
ZDuisburg, 3. Mai. Um die zehnprozentige Kohlenſteuer

einzutreiben beſetzten die Franzoſen die Werke 1 und 14
der Rheinſtahlwerke. Nötigenfalls wollen ſie bei Nicht
bezahlung Materialien beſchlagnahmen.
Androhung der Poſtſperre durch die Rheinlandkommiſſion.

Koblenz, 3. Mai. Die Rheinlandkommiſſion ordnete an,
wenn die deutſchen Behörden ſich weiter weigern, Poſtſachen
für die Eiſenbahnregie und andere interalliierte Behörden
zu befördern, werde der Poſtverkehr nach dem unbeſetztem
Gebiet durch Beſchlagnahme der Poſtſäcke geſperrt werden.

Das „KrunnKkomplott“.
Eſſen, 4. Mai. Jn einer Unterredung, die der Ver-

treter des „Berl. Lokal-Anzeiger“ mit dem Verteidiger Dr.
Grimm hatte, erklärte dieſer, daß der außerordentlich
harte Strafrahmen der Verordnung 22 10 Jahre Gefäng-
nis bis zur Todesſtrafe an ſich natürlich ſei, da dieſeVerordnung ſich eben auf ein ſo ſchweres Vergehen bezieht,
wie es Komplotte oder Machinationen gegen die Truppen
eien. Dieſe Verordnung treffe jedoch auf den Krupp-
rozeß nicht zu. Anſcheinend ſeien auch der Anklage

ſelbſt bereits Zweifel gekommen, indem ſie ſchon die Hilfs-
frage aufgegriffen habe, ob nicht doch eine einfache Störung
der öffentlichen Ordnung auf Grund der Verordnung vom
11. Januar vorliege.

Eine eigenartige Aufwiegelung.
Wie gemeldet, iſt auch das Mitglied des Kruppſchemn

Betriebsrats Müller verhaftet worden. Jetzt wurde ihm
vom franzöſiſchen Unterſuchungsrichter mitgeteilt, daß er
wegen Aufwiegelung der Maſſen bei den Kar-ſamstagsereigniſſen in den Anklagezuſtand verſetzt ſei.
Die Anklage ſtützt ſich auf die Ausſagen des franzöſiſchen
Offiziers, der bei den blutigen Vorfällen den Schießbefehl

Der Offizier iſt der deutſchen Sprache nicht mächtig.
r will aber den Geſten und dem Lärm, der jedesmal,wenn Müller zu den Maſſen geſprochen habe, entſtanden ſei,

entnommen haben, daß Müller zu Angriffen auf dieTruppen aufgefov rdert habe. Demgegenüber ſagt Müller,
was von zahlreichen Zeugen beſtätigt werden
kann, daß er im Gegenteil ber uhigend auf die Maſſen
eingewirkt habe. Müller habe mit dem erſchoſſenen Betriebs-
ratsmitglied den Offizier wiederholt gebeten, in Anbetracht
der kritiſchen Lage die Autohalle zu räumen. Das wurde
immer ſt rikte abgelehnt. Wenn nun Müller das jeweiligeErgebnis der Verhandlungen den Maſſen mitteilte, und
dieſe zur Beſonnenheit mahnte, ſo erhob ſich tatſächlich
immer ein großer Lärm, der aber ganz erſichtlich und ſelbſt
verſtändlich andere Urſachen hatte, als der Offizier ſeiner
Vermutung nach annahm. Dem Ausgang des Prozeſſes gegen
Müller darf man ſomit mit einigem Intereſſe ent-gegenfehen.

Marſchall Foch un Polen,
Czenſtochau, 4. Mai. Auf ſeiner Reiſe nach Warſchau

empfing Marſchall Foch im Salonwagen Vertreter der
Warſchauer Preſſe, zu welchem er ſich über Polen und ſeine
Armee u. a. äußerte: „Jch bin glücklich, mich auf dem
Boden eines befreiten, ausgebauten und konſolidierten Polen
zu befinden, welches alles beſitzt, um als eine ſchöne Nation
mit einer ſchönen Armee zu leben. Das kann werden, wenn
ger Alle für Euer Land arbeiten werdet. Je mehr Eure
Prinzipien von Eiferſüchteleien gelenkt werden, umſomehr
werdet Jhr mißgünſtige und neidiſche Nachbarn
haben, die nur darauf warten werden, um Euch zu ver-
derben Es iſt notwendig, daß Jhr zur Abwehr
gerüſtet ſeid. Beſchäftigt Euch nicht mit Euren Sonderx
angelegenheiten, ſondern mit den Gütern Aller und Jhr
werdet dafür belohnt werden. Unter dieſen Vorausſetzungen
kann eine ziviliſierte Nation neben mißgünſticen Rivalen
exiſtieren Jhr müßt Alle eifrig arbeiten und niemals
glauben, daß die erreichten Reſultate bereits die letzten
find. Nur und immer wachen und arbeiten!“

Der Keichsrat zur Deviſenverordnung,
Berlin, 3. Mai. Jm Reichsrat wurde heute mitgeteilt,

daß der angekündigte Geſetzentwurf über Maßnahmen gegen
die Valutaſpekulation heute an die Länder abgegangen iſt.
Die Regierung wünſchte dringliche Beratung der Vorlage
und ihre Erledigung möglichſt am Sonnabend. Aus der
Mitte des Reichsrats wurden ſehr ſtarke Bedenken ge-
äußert, da die Vorlage 20 ſehr umfangreiche Paragraphen
umfaßt, die im einzelnen ſehr ſchwer verſtändlich ſeien.
Es kommt hinzu, daß der Vorlage eine Begründung nicht
beigefügt iſt. Es iſt daher anzunehmen, daß die Aus-
ſchüſſe des Reichsrates am Freitag noch nicht in die Be-
ratung der Vorlage werden eintreten können.

Der Wirtſchaftspolitiſche Ausſchuß des vorläufigen,
Reichswirtſchaftsrates beſchäftigte ſich mit den vom Arbeits
ausſchuß zur Beratung der Ausfuhrfreiliſte vorgeſchlagenen
Ergänz ungen. Der Vertreter der Reichsregierung er-
klärte dazu, die Deviſenſicherung ſei der Kern-
punkt der ganzen Frage. Die Zuführung der Deviſen an
das Reich ſollte darum durch noch ſchärfere Mittel
als bisher geſichert werden. Es ſeien darum drei weitere
Bedin gungen vorgeſehen: Fakturierung in Aus-
lands währung, Abführung von 30 Prozent
des Gegenwertes an die Reichsbank, Vorlegung einer
Deviſenablieferungsverpflichtung bei der
SBrenzabfertigung.

Beſeiligung der kleinen cßuldverſchreibungen,
vBerlin, 3. Mai. Der Finanzpolitiſche Ausſchuß des vor-

läufigen Reichswirtſchaftsrats beſchäftigte ſich mit dem Ent-
wurf des Geſetzes über die Beſeitigung kleiner im Reichs
chuldbuch eingetragener Forderungen. Er ſtimmte dem
rundgedanken des Entwurfes zu und forderte die Aus

dehnung des gleichen Strebens auf die Beſeitigung
der kleinen Schuldverſchreibungen. Sodann be-
ſchäftigte ſich der Ausſchuß mit dem Entwurfe eines Wein-
ſteuergeſetzes. Er faßte dazu eine Entſchließung, in der
zum Ausdruck gebracht wird, daß die vom Steueraufkommen

jabzuzweigenden Beträge auch zur techniſchen und wiſſen-
chaftlichen Weiterbildung der im Weinbau und der Keller
ehandlung Tätigen, ſowie die dabei beſchäftigten Arbeiter

Verwendung finden ſollen. Die Erhöhung des Steuerſatzes
auf Spielkarten wurde einſtimmig gebilligt

Die Interpellation über die Freißeitnpartei.
(Aus dem Reichstage.)

Berlin, 3. Mai. Präſident Löbe eröffnet die Sitzung
um 2 Uhr 20 Minuten. Auf der Tagesordnung ſteht die
Interpellation Hergt (Deutſchnational) wegen der Auf-
löſung der Deutſchvölkiſchen Freiheitspartei.

Abg. Dr. Koch -Weſer (Demokrat) macht auf die außen-
politiſchen Gefahren aufmerkſam, die augenblicklich beſtehen,
und erklärt, daß es in dieſem Augenblicke nicht angebracht
ſei, daß ſich der Reichstag in innerpolitiſche Streitigketen
verliert. Jm Namen des Zentrums, der Deutſchen Volks-
partei, der Demokraten und der Bayeriſchen Volkspartei be-
antrage er daher, die Jnterpellation von der Tagesordnung
abzuſetzen. (Lebhafter Beifall in der Mitte.)

Reichsinnenminiſter Oeſer erklärt: Bei der Verein-
barung der Tagesordnung für die heutige Sitzung iſt da
von ausgegangen worden, daß bis zu der Sitzung der Staats-
gerichtshof ſein Urteil gefällt haben würde. Das iſt aber
nicht der Fall. Jch bin daher nicht im Beſitze des Akten-
materials und auch nicht in der Lage, in eine ſachliche Er
örterung der Interpellation einzutreten. Den übrigen Be
denken des Vorredners darf ich mich im Namen der Reichs
regierung vollinhaltlich anſchließen.

Abg. v. Graefe (Deutſchvölkiſch) widerſpricht der Auf-
faſſung des Abg. Dr. Koch und des Jnnenminiſters. Ganz
gewiß ſei die außenpolitiſche Lage derartig, daß es tief
ſchmerzlich und höchſtpeinlich ſei, in dieſem Augenblick
innerpolitiſche Streitigkeiten zu erledigen. Die Verantwor-
tung hierfür treffe den preußiſchen Jnnen miniſter
und die Reichsregierung. Nachdem ſie aber in einer gerade-
zu unfaßlichen Weiſe Wirklichkeit geworden ſind, muß dieſer
Streit endlich erledigt werden. Ein weiteres Hinausſchieben
eines derartigen Zuſtandes, der die Vergewaltigung eines
erheblichen Teiles gut nationaler Bürger bedeutet, ſchreie
zum Himmel. Der Reichstag müſſe endlich Ordnung
ſchaffen.

Abg. Schultz-Bromberg (Deutſchnational) erklärt, daß
eine Beratung der Interpellation keinen Zweck habe, wenn
die Regierung keine Stellung dazu nehmen wolle.

Abg. Bartz (Komm.) beſteht auf der Verhandlung.
Abg. Müller -Franken (Soz.) weiſt darauf hin, daß

die Jnterpellanten ſelbſt mit der Vertagung einverſtanden
ſeien. Die Abſetzung der Interpellation wird darauf
mit großer Mehrheit beſchloſſen.

Auf der Tagesordnung ſteht dann die Abſtimmung über
das Verſammlungsſprengungsgeſetz. Die Abſetzung des Ver
ſammlungsſprungsgeſetzes von der Tagesordnung wird dar-
auf mit großer Mehrheit beſchloſſen.

Reichswirtſchafts miniſterium. Die zweite Leſung des
Seghartes wird darauf beim Wirtſchaftsminiſterium fort-
geſetzt.

Abg. Simon -Franken (Soz.) ſpricht ſich gegen die
Beſeitigung der Außenhandelsabgabe und gegen die Er-
weiterung der Freiliſte aus.

Sammlung
für die bedrängte Ruhrbevölkerung,

Weitere Spende: Ungenannt 1000 Mark.

Vortrag 3 029053 Mk., insgeſammt 3 030 053 Mark.
Weitere Spenden recht dringend erbeten!

Staatsſekretär Trend elenburg gibt zu, daß zahl-
reiche überflüſſige Waren eingeführt werden. Schon vor
dem Ruhreinbruch ſei die Einfuhr in das beſetzte Gebiet
von der interalliierten Ein- und Ausfuhrſtelle in Ems ge-
regelt worden. Höchſt bedauerlich fei, daß wir von einem
Zuckerausfuhrland zu einem Zuckereinfuhrland geworden ſind.
Der Augenblick für eine vollſtändige Beſeitigung der Aus-
fuhrkontrolle ſei noch nicht gekommen. Mit der Frage
des Handelsverkehrs mit Frankreich und Belgien werde
ſich der Auswärtige Ausſchuß befaſſen. Der Redner gibt
dann einen Ueberblick über die Kohlenpreisentwicklung. Der
Haushalt des Reichswirtſchaftsminiſteriums wird erledigt,
ebenſo der des vorläufigen Reichswirtſchaftsrates.

Zum Haushalt des Reichsarbeitsminiſters liegen zahl-
reiche Entſchließungen vor. Sie fordern u. a. Vorzugs-
behandlung der infolge des Ruhreinbruchs entlaſſenen Arbeiter
und Angeſtellten bei Wiedereinſtellung neuer Arbeitskräfte,
ferner Geſetze über die berufliche Ausbildung Jugendlicher
und die Einbeziehung der Lehrlinge in die Tarifverträge.

Die mißglückte Maifeier der hitlerleute,
München, 3. Mai. Jn der heutigen Nachmittagsſitzung

des Haushaltsausſchuſſes des Landtages wurde die Res
gierung von mehreren Rednern zu Erklärungen über die
Vorgänge in München im Zuſammenhang mit der Maifeier,
beſonders über das bewaffnete Auftreten der natipnalſozialis
ſtiſchen Kampftruppen aufgefordert. Der Miniſter des Jnnern
Dr. Schweyer erklärte in ſeiner Antwort, daß im Gegen-
ſatz zu anderslautenden Bebauptungen Reichswehr und Lan-
despolizei in den letzten Tagen ſich durchaus tadellos ver-
halten und in vollem Umfange ihre Pflicht getan hätten
Es ſei auch unrichtig, daß die Reichswehr Waffen an die
Nationalſozialiſten abgegeben habe. Der Verlauf der ganzen
Sache habe gezeigt, daß die Staatsregierung im Stande war,
Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. Die am Vorabend
des 1. Mai von Hitler Leuten verbreiteten aufreizenden
Flugblätter hätten zur Verhaftung von acht Leuten
geführt. Polizei und Reichswehr ſeten von vornherein ent
ſchloſſen geweſen, gegen die Hitlerleute nötigenfalls
offenſiv vorzugehen. Es habe ſich aber nicht als not
wendig erwieſen, Wegen der bewaffneten Aktion auf dem
Oberwieſenfelde werde auf Grund des Paragr. 127 des
Reichsſtrafgeſetzbuches eingeſchritten werden, weil es ſich hier
um das Auftreten bewaffneter Haufen mit Munition ge
handelt habe. Der Miniſter teilte noch mit, daß die Stagats-
anwaltſchaft wegen der unerhörten Freiheitsberaubung an
der früheren Landtagsabgeordneten Frau Dr. Kempf ein-
ſchreiten werde.

bin Noiruf des Berliner Magiſtrats.
Verlin, 4. Mai. Oberbürgermeiſter Boeß hat im

Namen des Magiſtrats Berlin an den Reichsfinanzminiſter,
und Reichsinnenminiſter wie den preußiſchen Jnnenminiſter
folgendes Telegramm abgeſandt: „Starke Preisſteigerungen
verurſachen Beunruhigung der Bevölkerung und in einzelnen
Betrieben wilde Streiks. Wir erſuchen dringend, beim Reichs
finanzminiſter dahin zu wirken, Lohn- und Gehaltsverhand-
lungen mit Spitzenorganiſattonen zu ſchleunigem poſitivem
Abſchluß, jedenfalls mit Vorſchußzahlungen, zu bringen.
Den Anlaß zu dieſem Notruf des Magiſtrats bot eine am
Donnerstag nachmittag plötzlich erfolgte Stille gung der

Elektrizitätswerte Berlins Die Arbeiter forderten die ſo
Brtige Auszahlung der fünften ſogenannten Ueberlohnwoche.
Der Magiſtrat konnte dem Berlangen nicht entſprechen. Die
Gewerkſchaften ſetzten ſtch für r Wiederaufnahme der
u ein, die dann auch in der ſechſten Nachmittagsſtunde
erfolgte. h

Aus Stadr und Umgebung
Keine Kohlenpreiserßöhung.

Nachdem der Bergbau im Jntereſſe der energiſchen
Durchführung des Abwehrkümpfes an der Ruhr und unter
Berückſichtigung der verteuerten Lebenshaltung einer Er
höhung der Bergarbeiterlshne um 10 bis 13 Prozent trotz
der entgegenſtehenden wirtſchaftlichen Bedenken zugeſtimmt
hatte, beſchäftigten ſich die Organe der Kohlenwirtſchaft
am Donnerstag mit der Erörterung der Kohlenpreis-
frage. Anträge auf Preiserhöhung wurden indeſſen ge-
mäß einer vorhergegangenen Vereinbarung mit dem Refchs-
ſchatzminiſterium n ächt geſtellt: vielmehr wurde auf An-
trag der Geſchäftsführung beſchloſſen, die Entwickelung der
allgemeinen Preisverhältniſſe zunächſt abzuwarten und die
Lohnerhöhungen für das erſte ohne Preiserhöhungen
auf die Werke zu übernehmen. Die Vertreter des Bergbaus
betonten, daß ſie mit Rückſicht auf die politiſche und wirt-
ſchafts politiſche Lage und um Preiserhöhungen in der
kohlenverbrauchenden Jnduſtrie nach Möglichkeit hintanzu
halten, Opfer zu bringen bereit ſeien.

0

Baumfrevel.
Zu dem geſtrigen Bericht, betr. Vandalismus, wird

uns noch mitgeteilt, daß die Verwüſtungen in den ſtädt.
Anlagen in der Meuſchauer Straße fortgeſetzt werden und
Bäume mit herausgeriſſenen Pfählen bearbeitet worden ſind,
ſo daß ſie klaffende Stellen aufweiſen.' Unſere Schupo wird
daher gebeten, auf dieſe Anlagen beſonders zu achten, damit
endlich den Wüſtlingen ihr rohes Handwerk gelegt wird.

Neuerungen bei den Sommerſonderzügen.
Sommerſonderzüge heißen jetzt amtlich die früheren

Ferienſonderzüge, weil ſie nicht wie früher zu den Ferien,
ſondern ſchon vom Juni bis in den Auguſt hinein verkehren.
Die Züge ſollen, wie angekündigt, in dieſem Jahre bei-
behalten Derden. Die beliebte Vergünſtigung wird in ver
ſchiedener Beziehung erweitert und verbeſſert. Vor allem
will man, wenn es möglich iſt, die frühere Einrichtung
wieder herſtellen, daß den Reiſenden beſtimmte Plätze an
gewieſen werden können. Es, ſoll dies auch für die Rück-
reiſe nach Möglichkeit geſchehen. Ferner will man, anders
als in früheren Jahren, bei ſtarkem Andrang die Züge
in mehreren Teilen fahren. Neu iſt ferner die Ausdehnung
der Reiſeziele auf das Rheinland. Ausgegeben werden wieder
nur Fahrkarten dritter Kkaäſſe, gültig zur Rückfahrt innerhalb

zwei Monaten. dir
Das neue Hartgeld ſoll mit Nachdruck verbreitet werden.

Das neue Hartgeld in Stücken zu 200 Mark uſw. wird
zwar in großen Mengen hergeſtellt, iſt aber noch wenig im
Verkehr. Um dieſen möglichſt ſchnell damit zu durchſetzen,
ſollen ſich die öffentlichen Kaſſen bei allen Zahlungen in
rößerem Umfange des S eldes bedienen. Die Münzenfegen für ſie bei den R nkanſtalten in ausreichenden

Mengen bereit und können von dort verlangt werden.
Erweiterung des bargeldloſen Verkehrs mit der Poſt.

Der barloſe Geldverkehrg mit der Poſt iſt wiederum
erweitert worden. Schon bisher wurden für Behörden und
Firmen nach Erfüllung beſtimmter Förmlichkeiten von der
Poſt Leiſtungen vor der Gutſchrift der Schecks uſw. aus-
geführt. Poſtanweiſungen und Zahlkarten werden abgeſchickt,
Wertzeichen, Nachnahmeſendungen und Anlagen zu Poſtauf-
trägen werden ausgehändigt. Jetzt können auch Poſt- und
Telegraphengebühren jeden Art, die am Poſtſchalter bar
zu entrichten wären, unter Vorlegung des vorgeſchriebenen
Ausweiſes mit Ueberweiſung oder Scheck beglichen werden,
wenn der geſchuldete Betrag ſich auf mindeſtens 5000 Mark
beläuft. Die Entrichtung der Freigebühren für Jnlands-
pakete in dieſer Form bleibt aber auf Teilnehmer an dem
Selbſtbeklebeverfahren beſchränkt. Schecks, deren Betrag die
zu leiſtende Zahlung überſteigt, dürfen nur angenommen
werden, wenn der Einlieferer damit einverſtanden iſt, daß
der Ueberſchuß in Wertzeichen herausgegeben wird. Bar her-
ausgezahlt wird der Ueberſchuß nicht. Auch eine beſondere
Beſcheinigung iſt nur nach den bisherigen Beſtimmungen
und gegen Zahlung der vorgeſehenen ebühren zuläſſig.

Pachtpreiſe für Kleingärten.
Auf Grund der Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung

ſollen bei Feſtſetzung der Pachtpreiſe die örtlichen Ver-
hältniſſe und Ertragswerte der Grundſtücke berückſichtigt
werden. Nach einem neuen Erlaß des Miniſters für Volks
wohlfahrt ſind, wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt
ſchreibt, dieſe Beſtimmungen möglichſt weitgehend auszulegen. Demnach iſt z. B. bei der Feſſegung der Pachtpreiſe zu

berückſichtigen, ob der Kleingärtner für ſich und ſeine An
gehörigen höhere Aufwendungen für Eiſenbahnfahrten uſw
zu machen hat, als ein anderer, deſſen Gelände günſtiger
gelegen und daher vhne beſondere Unkoſten zu erreichen iſt
Auch der Arbeits- und allgemeinen Leiſtungsfähigkeit der
einzelnen Kleingärtnerfamilien muß Rechnung getragen
werden, inſofern, als kranke, kriegsbeſchädigte oder auch in-
folge hohen Alters erwerbsbeſchränkte Kleingärtner, ferner
Witwen mit jüngeren Kindern nicht den vollarbeitsfähigen
gleichgeſtellt werden dürfen. Beſondere örtliche Verhältniſſe,
auf die bei Feſtſtellung des Ertragswertes Rückſicht zu
nehmen wäre, liegen auch vor, wenn gewiſſen Zweckmäßig-
keits- oder auch nur Schönheitsanforderungen Rechnun
ßu tragen iſt, wie ſie vielfach und mit Recht namentlich
an großſtädtiſche Kleingärten geſtellt werden, die mitten im
oder dicht am ſtädtiſch bebauten Gelände liegen. Solche
Gärten erfordern Einrichtungen, die wie Waſſerleitung,
beſſere Zäune, geſchmackvolle Lauben, gute Herrichtung der
Wege zu und in den Gärten eine recht koſtſpielige,
aber unentbehrliche Unterhaltung verlangen Jn allen dieſen
Punkten unterſcheidet ſich die Berechnung des Ertragswertes
der Kleingärten weſentlich von der der Kleinlandflächen,
und der neue Miniſterialerlaß fordert daher eine ſorgfältige
Prüfung, welche Pachten ſich danach vertreten laſſen und
welche Pachtnachläſſe einzelnen Kleingärtnern oder ganzen
Gruppen gewährt werden können.

Mitteldeujche Mirtſchaftsfragen,
Die Wirtſchaft des mitteldeutſchen Bezirks beſchäftigen

zurzeit wichtige Fragen, wie die des Mittellandkanals, der
Bezirkswirtſchaftsräte, der Vermittlungsſtelle u. a., um deren
befriedigende Löſung ſich der Wärtſchaftsverband Mitteb
deutſchland mit Geſchick und Fleiß bemüht. Der Verband
hatte vorgeſtern nach Merſeburg (Rülkes Hotel) eine
Sitzung einberufen, die ſich mit den wichtigſten Problemen be
faßte und ſie vor Vertretern der Preſſe einer Beſprechung
unterzog. Zunächſt konntender Leiter des Wirtſchaftsvere
bandes, Privatdozent Dr. Hoffmann (Halle), von einer er

m



eben (7480), Bemerkenswert iſt die Zahl der

freulichen Vermehrung der dem Verband augeſchloſſenen Mit
berichten. Der bisherige Name des Verbandes „Wirt

chaftsverband Sachſen Anhalt“ iſt in der neuen Satzung
fallen gelaſſen, der ältere und urſprünglich Name „Wirt-
ſchaftsverband Mitteldeutſchland dagegen wieder aufgenom-
men. Damit iſt eine durch die Entwicklung des Verbandes
bedingte Forderung erfüllt worden. Denn ſeit der Gründung
des Wirtſchaftsverbandes Sachſen Anhalt iſt die Zahl der
Mitglieder außerordentlich geſtiegen, und zapfreich vertreten
ſind heute die Verbände, die ihren Wirkungskreis nicht
nur auf SachſenAnhalt, ſondern auf Thüringen er
ſtrecken. Jnfolgedeſſen iſt ebenſo das Verbandsgebiet weiter
als bisher gefaßt worden; man hat bei der Abgrenzung aber
nicht politiſche Grenzen zugrunde gelegt das Verbandsge-
biet iſt Mitteldeutſchland. Als Einrichtungen des Verbandes
führt die neue Satzung, die in der neuen Nummer der
Mitteldeutſchen Wirtſchaftszeitung“ mtgeteilt wird, auf:

Sonderausſchüſſe des Wirtſchaftsausſchuſſes, den Mittel
deutſchen Kammerausſchuß und den Mitteldeutſchen Wirt-
ſchaftstag. Außerdem beſteht noch als beſondere Abteilung
die Mitteldeutſche Vermittlungsſtelle, die als Zweigſtellg
der Preußiſchen Landesauftragsſtelle bereits anerkannt wor-
den iſt. Der Mitteldeutſchen Vermittlungsſtelle iſt als ſelb
ſtändige Abteilung die Wirtſchaftsſtelle für das mitteldeutſche
Handwerk, e. G. m. b. H., Erfurt, angegliedert. Der Ver-
vand bemüht ſich, die allgemeinen Intereſſen des miüttel-
deutſchen Handels, der Jnduſtrie, des Handwerks und der
Landwirtſchaft wahrzunehmen. Der Mitteldeutſche Wirt
ſchaftstag iſt auf den 28. und 29. Mai nach Deſſau Kin-

n t chen wurde weiter die Frage eines beſtändigenWertmeſſers bei der Berechnung der Steuern, eſonbere
der Vermögenszuwachsſteuer. Die Mitteldeutſche Vermitt
lungsſtelle nimmt die Vertretung der Intereſſen ihres Be-
zirks in der Zuteilung behördlicher Aufträge wahr und be
müht ſich, Beſtellungen für beſchäftigungsarme Zweige heran-
zuhvlen. Die Einrichtung der Bezirkswirtſchaftsräte ſteht
kurz vor der lamentariſchen Beſchlußfaſſung; drei Lö-
ſungen ſehen die Entwürfe vor. Von beſonderer Wichtigkeit
iſt die Vertretung Mitteldeutſchlands im Waſſerſtraßenbeirat.
Auch die Auslandspropaganda, deren Wichtigkeit die Ruhr-
gebietsbeſetzung erneut bewies, wurde in den Kreis der
r gezogen. Wnitenen ger uns angelegen ſein
aſſen, einzelne der angeſchnittenen Fragen in den nächſtenTagen eingehender zu behandeln. e h
Die Krankenverſicherung in der Provinz Sachſen

und Anhalt
Jn der Provinz Sachſen ſind rund 90 000 und in An-

halt rund 80 000 Perſonen gegen Krankheit verſichert. Auf je
1000 Einwohner kommen durchſchnittlich 300 verſicherte

Perſonen, rechnet man hierzu noch die Familienangehörigen,
fo ſind es rund drei Viertel der Bevölkerung, die von der
ſtaatlichen Krankenverſicherung erfaßt wird. Zutrzeit be
ſtehen in der Provinz Sachſen rund 1059 und in Anhalt
50 Krankenkaſſen, von denen 385 Betriebskrankenkaſſen ſind.
Die 175 Ortskrankenkaſſen umfaſſen ekwa aller Ver
ſicherten. Die 65 Jnnungskrankenkaſſen haben nur einen
Mitgliederſtand pon 20000. Landkrankenkaſſen ſind etwa
25 mit rund 135 000 Mitgliedern vorhanden. Unter den
Verſicherten befinden ſich drei Fünftel Männliche und zwei
Fünftel weibliche. Die größten Krankenkaſſen ſind die all
gemeinen Ortskrankenkaſſen in Hall e (41 603 Mitglieder),

agdeburg (34620), Saalkreis (22960), Deſſau
115 941), Halberſtadt (8362) Bernburg (9000), Aſchers-

r Kranken
die erwerbsunfähig ſind, nach dem Stande vom 1. März1923. Sie betru in de er en der famtmitgliederzaht
in Halle 3,06, Magdeburg 2,88, Deſſau 2,43, Halberſtadt
2,58, Aſchersleben T41. Als Kraänkengeld zahlen
vom Grundlohn Halle 50 v. H., Magdeburg 60 v. H.,
Deſſau 50, Halberſtadt 60, Saalkreis 50, Die organiſierte
freie Arzkwahl beſteht in Halle, Magdeburg, Halber
TKadt und rm Saalkreiſe, die undeſchränkte freie Arztwahl
än Deſſau. Die Grundlöhne und Lohnſtufen, die bisher
ſehr verſchieden waren, werden nunmehr für das ganze
Reich in 16 Abſtufungen bei allen Krankenkaſſen eingeführt.
d hofft man den ganzen Verwaltungsaäpparat zu er

Aus Provinz und Reich
Enldeciung eines großen Peiſagers.

Peine, 3. Mai. Die Mittelenropäiſche BerJudufſtriegeſellſchaft hat bei Oberg Kreis S r
Tiefe ein DHellager erbohrt. Das Del wurde mehrere Stunden
lang über Turm höhe herauegedrückt. Die Qualität des

e e e n4 n sKände iſt 9000 Morgen groß. e trat terrmende Ge

D Der Roſenthal Prozeß.
resden, 4. Mai. Jn dem großen Schieberproden Hofrat Roſenthal und wiſſe den 25 s peg

Jahre langen Vorbereitungen anderthalb Wochen dauerte,
iſt jetzt das Urteil gefällt worden. Die Angeklagten: Hofrat
gert Roſenthal, Feßler und Saul werden in vollem Umfange
n Die Koſten werden der Staatskaſſe auf

erlegt. Der Angeklagte Böttcher erhält wegen Kettenhandels
in zwei Fällen und ungenehmigten Handels in einem Falle
insgeſamt 110 000 Mark Geldſtrafe zuerkannt. Die Strafe
gut als durch die erlittene Unterſuchungshaft für verbüßt.

uch iſt inſoweit das Urteil in den ſämtlichen Dresdener
Tageszeitungen zu veröffentlichen. Der Vorſitzende des Ge
richts, Landgerichtsrat Dr. Lehmann, gab im Anſchluſſe an
i Verkündung des Urteils noch eine längere Begründung
len Auf der ſtark beſetzten großen Tribüne wurde das

rtei. mit ſichtlicher Befriedigung aufgenommen. Da Re-
viſion eingelegt worden iſt, iſt damit zu rechnen, daß der'
geſamte Prozeß erneut aufgerollt wird

Die N. N.“ ſtellen folgende politiſche Betrach
tungen an: Jn der Urteilsbegründung wurde ausdrücklich
feſtgeſtellt, daß kein einziger der Fälle bei Roſenthal, Feßler
und Saul auch nur annähernd ausgereicht hätte, eine Strafe
Kern Der Prozeß wird in ſpäteren Zeiten als ein

ulturdokument des ſozialiſtiſchen Staates in
Sachſen betrachtet werden. Wirtſchaftsminiſter Schwarz, der
auf Srund der 100 Millionen Mark Verluſte bei ſeinen
hbolländiſchen Fettgeſchäften für den Staat doch die Dinge
kennen mußte, wagte im Landtage ſeinerzeit zu behaupten,
bei Hofrat Roſenthal reichten die ihm bekannten Tatſachen
für eine Zuchthausſtrafe aus. Die Unfähigkeit einiger Be
amter des Landespreisprüfungsamtes genügte Schwarz, ſolche
angeſichts des heute feſtgeſtellten Tatbeſtandes ungeheuerlich
anmutenden Beſchuldigungen aufzuſtellen und vier Leute je
ſieben Monate lang in ünterſuchungshaft zu bringen. Zu
der ungeheuren Blamage hat aber der Stagt noch die außer
ordentlich hohen Koſten des Prozeſſes und die Haftentſchädi-
Sieterhahler u gen i er et gelegene

afür bei He zg. Herrn Schwarz und Ge-
Verſchiebungen von Heeresgut.

Verkin, 3. Mai. Im weiteren Verlauf des Prozeſſes
wurde zu dem Kauf der Flüchtlingswä dür jader Lagerverwalter der Feic ar tie a

Letzte Depeſchen
Günſtigere 3kimmung in bondon.

Sondon, 4. Mai. (Eig. Drahtber.) Nachdem ſich hier
der erſte Aerger über Form und Jnhalt der deutſchen
Note etwas gelegt hat, iſt innerhalb der Parteien, und
wie geſtern in ſpäter Abendſtunde behauptet wuürde, auch
innerhalb der engliſchen Regierung eine g ünſtigers
Stimmung aufgekommen, die man in einen Satz zu
ſammenfaſſen kann. Die Verſuche, Frankreich und Deutſch
land an den Konferenztiſch zu bringen, dürften von eng-
liſcher Seite nicht aufgegeben werden.

Meinungsverſchiedenßeit ParisBrüſſel.

London, 4. Mai. (Eig. Drahtber.) Aus Brüſſel
wird engliſchen Blättern gemeldet, daß die belgiſche Re
gierung zwar Frankreichs Gedankengang zuſtimmt, daß
es unmöglich ſei, über das vorliegende deutſche Angebot
zu verhandeln, daß die Brüſſeler Regierung aber nicht
bereit ſei, eine nur negative Antwort zu geben.

Rom iſt verhuncdlungsbereit.
Rom, 4. Mai. (Eig. Drahtber.) Allgemein ſtimmt
hier darin überein, daß die deutſche Note zum min-

deſten geeignet ſei, den toten Punkt der Reparationsfrage
zu überwinden und deshalb keineswegs von vornherein
abgelehnt werden dürfe Jedenfalls herrſcht hier der
Wunſch vor, gemeinſam mit England und Amerika dte
endgültige Löſung der Reparationsfrage nunmehr anzu-

ſtreben.

Die engliſche Arbeiternartei für Perhandlungen.
Aus London wird gemeldet: Die Par-
Arbeiterpartei hielt am Donnerstag

Nachmittag unter dem Vorſitz von Macdonald eineSitzung ab, nach deren Beendigung folgende Erklärung
gegeben wurde: Ohne zu den Einzelheiten der deutſchen
Note Stellung nehmen zu wollen, glaubt die Arbeiter
partei, daß dieſe Vorſchläge eine Grundlage für Verhand-
lungen zwiſchen den Verbündeten und Deutſchland ab-
geben können. Sie fordert die engliſche Regierung auf,
unverzüglich eine Erklärung in dieſem Sinne zu veröffent
lichen und eine Konferenz der beteiligten Parteien einzu-
berufen.

Paris, 4. Mai.
lamentsgruppe der

Der heutige Pollurſtand: 36230.
Berlin, 4. Mai. (Eig. Drahtber.) Der Dollar us-

tierte heute vorbörslich 38000, mittags um 1 Uhr 38 250.

Beginn des Krupp-Prozeſſes,
Eſſen, 4. Mai. (Eigener Drahtbericht.) Heute morgen

9 Uhr begann vor dem franzöſiſchen Kriegsgericht in Wer-
den der Prozeß gegen Krupp und ſeine Direktoren. Bei
Feſtſtellung der Perſonalien der Angeſtellten ergab ſich,
daß die Angeklagten, Direktor Bauer, Schräpler,

Schäfer und Cunz nicht anweſend ſind. Rechtsanwalt
Dr. Grimm legte gegen die Zuſtändigkeit des Kriegs-
gerichtes Verwahrung ein, was der Ankläger, Kommiſſar
Douvert, zum Anlaß nimmt, um eine große politiſche
Rede zu halten.

Auf Befragen des Vorſitzenden ſchilderte er, wie
Eines Abends ſeit er

in ſeine Wohnung gekommen und habe dort Wojack angée-

nommen.
er mit Wojack bekannt geworden ſei.

Wojack wünſchte Flüchtlingswäſche für Sukeiten
in Oſtpreußen. Dabei kam man ins Geſpräch und der Zeuge
erzählte, daß er mit ſeiner Frau nach Bayern fahren
wolle. Als er dann am nächſten Tage ſeine Reiſe antrat,
ſtellte ſich Wojack auf dem Anhalter Bahnhof ein und
überreichte Frau Peſtel ein Paket mit Zucker und eine
Tafel Schokolade. Staatsanwalt Dr. Herſemann: Alſo
der wildfremde Wofack hat Jhnen ſofort nach der Be
kanntſchaft Geſchenke gemacht Zeuge: Ob meine Frau
die Sachen bezahlt hat, weiß ich nicht. Ein Beiſitzer:
Hat denn die Reichsbekleidungsſtelle an Kaufleute auch Wäſche
oder Bekleidungsſtücke abgegeben, die nicht für gemeinnützige
Zwecke beſtimmt waren? Zeuge zögernd: Jch glaube
nicht, daß ſie das getan hat aber beſtimmt kann ich es auch
nicht verneinen. Ein Beiſitzer: Konnten die Angeſtellten
der Reichsbekleidungsgeſellſchaft für ſich ſelbſt Kleider und

troffen

Wäſche zu Fehr billigen Preiſen erſtehen? Zeuge: Da-
rüber möchte ich die Auskunft verweigern. Vorſitzender:
Das wollen wir gerade von Jhnen wiſſen. Zeuge:
Man muß die Dinge vom menſchlichem Standpunkte be-
trachten. Es wurde koloſſal geſtohlen damals und deshalb
billigte der Leiter der Reichsbekleidungsſtelle ſchließlich zu,
daß jeder für ſeine nötigſten Bedürfniſſe kaufen konnte.
R.A. Dr. Kurt Roſenfeld: Haben Sie für ſich ſelbſt auch
gekauft? Zeuge: Ganz minimal. Dr. Roſenfeld: Sie
haben doch aber, bevor Sie Jhre Stellung bei der Reichs
bekleidungsſtelle einnehmen, eine Wäſchefabrik gehabt und
hatten ſie auch noch während dieſer Zeit. Sollten Sie
da nicht billige Wäſche in Jhren Betrieb eingebracht haben?

Das verneine ich ganz beſtimmt. R.A.
Dr. Halpert: Haben Sie, Herr Zeuge, nicht an Wojack die

niſſe verkauft Zeuge: Jch
können, daß ich das nicht getan habe. Angekl. Woſack:
Dann irren Sie ſich ſehr erheblich, Herr Peſtel. Sie haben
mir doch für meine Frau, die im Jnvaſionsgebiet alles
verloren hatte, Wäſche zu außerordentlich billigen Prefſen
ſelbſt angeboten. Leugnen Sie das lieber nicht, denn ſonſt
laſſe ich die Wäſche hierherbringen. Zeuge zögernd: Jch
kann mich aber gar nicht erinnern. Wojack: Dann werde
ich Jhr Gedächtnis auffriſchen. Sie haben mir damals er-
zählt, daß Sie eine Wäſchefabrik hätten, in die Sie ſehr viel
eingebracht haben. Weiter erzählte mir Jhre Frau, daß
Sie in Jhrer Stellung große Geſchäfte gemacht und ſich am
Zeuthener See ein großes Anweſen gekauft und dort ge-
baut haben. Jch möchte übrigens noch zu der Zucker
lieferung an den Zeugen betonen, daß ſeine Frau ſehr
hübſch iſt und es mir ein perſönliches Vergnügen machte,
die kleinen Geſchenke überreichen zu können. (Heiterkeit.)
Zeuge Peſtel: Wenn ich Herrn Wojack für ſeinen perſön
lichen Bedarf aus unſeren Beſtänden billige Ware verkauft
habe, ſo habe ich mich damit noch nicht ſtrafbar gemacht
Es wurde dann noch kurz der Sachverſtändige Spannagel ver-
nommen, der verſucht hat, die Wojackſchen Bücher in Ord-
nung zu bringen. Auf Befragen des Vorſitzenden und des
Staatsanwalts erklärt der Sächverſtäändige, daß die Unter
lagen für eine geregelte Buchführung fehlen und daß er
ſeine Tätigkeit eingeſtellt habe, weil er mit Wojack nicht aus-
zukommen vermochte. Vorſ.: Hatte Herr Wojack, wie
man ſo ſagt, ſein Bureau in der Weſtentaſche? Sach
verſtändiger: Es war überhaupt nichts da.

glaube beſtimmt ſagen zu

Hierauf ſollen die umfangreichen Schtebungen Wofa
bei ſeinen Schrottkäufen von der Reichstreuhand-Geſellſ
erörtert werden. R.A. Dr. Halpert ſtellt jedoch den Ant
trag, während dieſer Beweisaufnahme die Oeffentlechkett
auszuſchließen, da nach Angaben Wojacks die Staatsſicher
heit gefährdet werden könne. Nach kurzer Beratung ſchlof
ſich das Gericht dieſem Antrag an und tagte für den R
des Tages nicht öffentlich.

Handel ung Verkehr.
Neuer Markzuſammenbruch.

Berlin, 3. Mai. Die Verwerfung der deutſchen Note
in Paris und ihre ungünſtige Beurteilung in London
fanden ihren Ausdruck in einer Newyorker Markbaiſſe, die
ſich hier in einer ſtürmiſchen Deviſenhauſſe auswirkte. Es
iſt natürlich, daß angeſichts dieſer Verhältniſſe Angſtkäufe
der Jnduſtrie, die ihre Auslandsbezüge begleichen muß,
auftraten und die ausländiſche Spekulation verſtärkt
durch franzöſiſche Machenſchaften an der Markkataſtrophe
kräftig mitarbeitete. Schon vormittags verkehrten Dollars
mit à6 000, um während der Börſe mit 40 000 und nach-
mittags mit 39 500 gehandelt zu werden. Polennoten ſtiegen
auf 76,25, Ungarn auf Oeſterreicher auf 49 und Ru-
mänen auf 16000.

Amtliche Berliner Wechſelkurſe am 3. Mai.
Amſterdam 15 361,50--15 438,50., Kopenhagen 7306, 68

7343,32, Stockholm 10474--10426., Rom 13915,20
1924,80, London 181 545—182 455, Newyork 39 151, 87
39 348, 13, Paris 2613,45--2626, 55, Zürich 7132,12-
7167,86, Prag 1182,03 1187,97.

Effektenbörſe ſtürmiſch ſteigend.
Berlin, 3. Mai. Die Flucht vor der Mark prägte ſich

heute in einer geradezu fanatiſchen Nachfrage nach „Sa
werten“ aus. Rheiniſchweſtfäliſche Werte waren darin ver
nachläſſigt. Kolonial- und Valutawerte ſind dagegen weiter
begehrt. Auch Petroleum und Schiffahrtswerte waren bei
weſentlich gebeſſerten Kurſen lebhaft gefragt, letztere, da man
der größeren ausländiſchen Guthaben der Schiffahrtsgeſell-
ſchaften wegen, dieſe Werte z. T. zu Valutawerten rechnet.
Neben mexikaniſchen Renten waren türkiſche Werte ſtark
im Kurſe heraufgeſetzt.Von ſtärkeren Kursavancen des Tages ſeien Anglo
Guano mit einer Steigerung von 55000 Prozent hervor
gehoben. Ferner waren Oberkoks um 37 000 Prozent, Ham-
burg-Süd um 27 000 Prozent, Gelſenkirchen um 20 000 Pro
zent, Kudwig Loewe und Deutſche Waffen um 14 bzw.
11 000 Prozent gebeſſert. Deutſche Petroleum gewannen
11 000 Prozent, Erdöle 23 000 Prozent, Apis 10 000 Pro
zent und Jpus ſogar 60 000 Prozent.

Die feſte Stimmung hielt bis zum Schluß der Börfe
weiter an. Es wurden gegen 3 Uhr genannt: Caro 84 500
Prozent, Bedarf 75 000, Lux 79500, Lauva 70 000 Prozent.
Von Schiffahrtswerten waren Lloyd ſtärker bei 44 000 Pro
zent gefragt nachdem ſie vorübergehend ſtärker nachge
laſſen hatten; Paket ſtellten ſich auf 93 000 Prozent, Julius
Berger waren zu 27 000, CommerzBank zu 19000 Pro
zent geſucht.

Jnländiſche Anleihen lagen bei feſter Haltung ziem-
lich ruhig. Die Dollarſchatzanleihe ſetzte entſprechend der
Aufwärtsbewegung der Auslandsdeviſen mit einer Kurs-
ſteigerung von 10 000 Prozent ein.

Halleſche Börſe vom 3. Mai.
(Kursnotierungen der Halleſchen Bankfirmen.)

Hall. Bankv., alte 6300, Hall. Pfännerſchaft 56 000,Riebeck Montan 210 000, Werſch.- Weißenfels 145 000, Amm-
Papier 32000, Aktienmalzf. Könnern 22 500, Eilenburger

Kattun 46 500, Eiſenwerk Brünner 16000, Halle Zimmerm.St. 12 500, Hall. Maſchinenfabr. 75 000, Gebr. Jentſch
35 000, Glauziger Zucker 120000, Körbisdorfer Zucker
60 000, Kyfſhäuſer- Hütte 17 500, Gottfried Lindner 33 000,
Wegelin u. Hübner 17000, Zuckerraffin. Halle 35 000.

Produktenmarkt.
Berlin, 3. Mai. Tendenz ſtark ſteigend entſprechend

der Deviſenhauſſe. Angebot ſchwach. (Nichtamtlich) Stroh
und Rauhfutter ohne Angebot. Biertreber 30000, Treber
30 000, Haferſchalen 26 000, Haferkleie 25 000. Strohmehl
20 000, Palmenkernſchrot 26 000 für 50 Kg. ab Verladeort.

Mittagsbörſe. Amtlich wurden notiert pro 50 Kg ab
Station: Weizen, märk., 73- bis 75000, ſchleſ. 73 000,
Roggen, märk., 64- bis 67 000, pomm. 64- bis 65000,
ſchleſf. 64- bis 65 000, Gerſte, Sommer-, 55- bis 58 000,
Hafer, märk., 58- bis 60 000, pomm. 56- bis 58 000, Mais
ioko Berlin 74 bis 75000, Weizenmehl pro 100 Kg
190- bis 210 000, Roggenmehl pro 100 150- bis
135 000, Weizenkleie 36- bis 38 000, Roggenkleie 48- bis
39 000, Raps 120 bis 125 000, Leinſaat 120- bis 125 000,
Viktorigerbſen 95- bis 100000, kleine Speiſeerbſen 80-
bis 85000, Peluſchken 65- bis 72000, Ackerbohnen 50-
bis 55 000, Wicken 70- bis 75000, Lupinen, blaue, 75-
bis 85000, gelbe 105- bis 115 000, Seradella 155- bis
165 000, Rapskuchen 55- bis 58000, Leinkuchen 75- bis
85 000, Trockenſchnitzel 23- bis 25000, vollwertige
ſchnitzel 30- bis 32000, Kartoffelflocken 35- bis 37 000,
Torfmelaſſe, Miſchung 30/70 20- bis 21000.

Leipziger Schlachtviehmarkt vom 3. Mar.
Auftrieb: 145 Rinder (16 Ochſen, 39 Bullen, 14

Kalben, 76 Kühe), 544 Kälber, 215 Schafe, 734 Schweine
zuſ. 1638, Preiſe für 50 Kg. Lebendgewicht (in 1000 Mk.
Ochſen: 1. 270-280, 2. 240--270, 3. 200 240. Bullen?

270 2350, 2. 210 240, 3. 180 210, 4. 150 186.Kühe: 1. (Kalben) 270 280, 2. 270 286, 3. 230 270,
4. 180 230, 5. 130 180. Kälber: 1. 2. 240 503. 190 240 4. 150 190. Schafe: 1. 226 235, 2. 160
bis 220, 3. 100 160. Schweine 1. 400- 415, 2. 400 4150
3. 380 400, 4. 320 380, 5. 320—380. r r
Rinder, Kälber, und Schweine mittelmäßig:; Schafe langſam.
Ueberſtand: 4 Rinder (davon 1 Bulle, 3 Kühe), 46 Schafe,
11 Schweine. Ausgeſuchte Tiere (Ausſtellungsware) koſten
über höchſte Notiz. Die Stallpreiſe müſſen für Rinder 20
Prozent, für Kälber und Schafe 18 Prozent und für
Schweine 16 Prozent niedriger ſein. Nächſte Woche iſt
der zweite Markt am Freitag nach Himmelfahrt. Jn der
Woche nach Pfingſten wird nur ein Markttag am Donnerstag
abgehalten. Das Verladen der Markttiere iſt vor dem l.
Feiertag früh nicht erforderlich.

Berliner Metallpreiſe am 3. J.
Elektrolytkupfer 13 930, Raffinadekupfer 12000 bie

12 400, Weichblei 45504750, Rohzink 5300--5500 Alu-
minium 17 907, Bancazinn 39 600-40 000, Nickel 21 000
bis 21 500, Barrenſilber 800 000--810 000.

Das neue Gokdzollaufgeld.
Für die Zeit vom 9. bis einſchließlich 15. Mai beträgt

das Goldzollaufgeld 614 900 v. H. (in der vorigen Wo
551 900 v. H.).
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Die Falſcner guf bindenhöße,
Roman von Reinhold Ortmann.

(Nachdruck verboten.)

Es war eine in kühnen, ſicheren
worfene Skizze der geſamten Grabanlage. Aber der Künſtler
hatte ſich nicht auf die Wiedergabe der Wirklichkeit be
ſchränkt, ſondern er hatte vor die leere Fläche der Tempel-
front eine überlebensgroße Figurengruppe geſetzt. Und um
dieſe allein mußte es ihm zu tun geweſen ſein. Alles
andere war nur der flüchtig behandelte Rahmen für die
beiden bis in die Einzelheiten liebevoll ausgeführten Ge
ſtalten des gedachten Grabmals. Von allem Herkömmlichen
freilich war dieſer Entwurf ſehr weit entfernt. Er hatte
nichts von der erhabenen Ruhe und dem ſänftigenden
Frieden, denen man in Werken der Friedhofskunſt zu be-
gegnen gewöhnt iſt. Rieſenhaft und drohend, von den
Schultern abwärts durch ein weites, in loſen Falten herab-
fallendes Gewand verhüllt, erhob ſich die Knochengeſtalt
des Todes, eben i in Begriff, ein widerſtrebendes junges
Weib in ihre Arme zu ziehen. Mit überzeugender Wahrheit
kam in der Haltung des ſtark bewegten weiblichen Körpers
zum Ausdruck, was ein lebenstrotzendes und lebensdurſtiges
menſchliches Weſen an Kräften des Widerſtandes aufbietet,
um ſich dem Griff des unbarmherzigen Würgers zu ent-
winden. Die Hoffnungsloſigkeit der verzweifelten Gegenwehr
drückte dem Ganzen einen Zug von Brutalität auf, der
doch nicht ohne künſtleriſche Größe war. Meiſterhaft ge-
lungen aber war der Ausdruck des von dem ſchauerlichen
Knochenmanne abgewandten, auch in ſeiner namenloſen Qual
noch wunderſchönen Antlitzes, in deſſen Zügen ſich viel
weniger Angſt und Schmerz als trotzige Auflehnung und
leidenſchaftlich wilder Zorn zu ſpfegeln ſchien. Als Dar
ſtellung eines Frauenraubes hätte dieſe Gruppe ſicherlich
auch den höchſten Anforderungen genügt, die an ein plaſtiſches
Kunſtwerk geſtellt werden können.

„Verzeihen Sie die Unterbrechung, mein Herr!“
Erich plötzlich, indem er neben den Zeichner trat.
Entwurf iſt ſehr ſchön.“

Strichen hinge-

ſagte
„Jhr

Ohne ſich überraſcht oder gar beſtürzt zu zeigen, hatte
der Unbekannte flüchtig aufgeſehen. Sein Geſicht war noch
jung und von feinen, durchgeiſtigten Formen: aber die
zuſammengezogenen Brauen machten es abſtoßend finſter,
und der raſche Blick der tiefliegenden Augen war faſt
feindſelig abweiſend.

„Er iſt nicht für die Ausführung beſtimmt,“ gab er
kurz zurück, ſich wieder über ſeine Arbeit beugend. Doch
Erich ließ ſich nicht abſchrecken.

„Das konnte ich mir wohl denken. Denn man würde die
Aufſtellung dieſer Gruppe ſchwerlich geſtatten.“

„Sie können auf italieniſchen Friedhöfen
die ungleich realiſtiſcher ſind.“

„Jch weiß. Aber wir ſind eben nicht in Jtalien. Der
Deutſche will an der Begräbnisſtätte ſeiner Toten Troſt
und Beruhigung finden. Er will ſeinen Schmerz nicht jedes-
mal aufs neue aufpeitſchen laſſen. Und Sie werden zu-
geben, daß der Schmerz eines Gatten um den Tod ſeiner
jungen Frau nicht grauſamer aufgewühlt werden könnte
als durch ein Bildwerk gleich dieſem da.“

„Es iſt

viele ſehen,

nicht.“

als die Verwirk-
verſtehe es wohl.

nicht das Aus
Geſicht vielleichz

möglich: aber kümmert mich
„Für Sie iſt dies Grabmal nichts

lichung einer künſtleriſchen Jdeen ich
Aber Jhre widerſtrebende Todesbraut hat
ſehen einer allegoriſchen Geſtalt. Jſt das
ein Porträt der Verſtorbenen?“

„Meinetwegen mögen Sie es dafür nehmen.“ Und
einer kleinen Weile: „Haben Sie ſie etwa gekannt?“

„Nicht von Angeſicht. Obwohl es eigentlich meine Pflicht
geweſen wäre, ſie kennen zu lernen. Sie war die Frau
meines Bruders.“

Der andere klappte ſein Skizzenbuch zu und ſtand auf.
Jetzt trat das Feindſelige in ſeinem Benehmen ganz unver-
hohlen zu Tage.

es

nach

„Dann habe ich mich wohl bei Jhnen wegen der Frei-
heit zu entſchuldigen, die ich mir da genommen. Es ſei
hiermit geſchehen. Guten Tag!“

Es fiel ihm nicht ein, ſich vorzuſtellen. Nach einem
leichten Lüften des Hutes ging er mit langen Schritten davon.
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Zwei Stunden ſpäter erſt kehrte Erich Falkner in
den „Schwarzen Adler“ zurück. Er war auf eine kleine
Weinſtube geſtoßen, deren Firmenſchild ihm unbekannt war
und die ſich wohl erſt während ſeines Fernſeins von
Tiefenbrunn aufgetan haben mußte. Jn der Erwartung,
dem Wirt wie den Gäſten ein Fremder zu ſein, war er
eingetreten, um da zu Mittag zu ſpeiſen. Es waren nicht
viele Leute hier; aber an dem durch ein Täfelchen ge-
kennzeichneten Stammtiſch ſaßen einige jüngere Herren, die
ſich lebhaft unterhielten. Erich kannte dieſe Typen und
dieſe Geſprächsformen zur Genüge, um ſogleich darüber im
Klaren zu ſein, daß es die ledigen Juriſten vom Amts-
gericht ſeien, die ſich da zuſammengefunden hatten. Er
liebte den Ton nicht und würde den Herrſchaften unter
anderen Umſtänden wenig Beachtung geſchenkt haben. Heute
aber hörte er ihren laut geführten Reden mit Teilnahme,
zu. Denn ſie ſprachen ausſchließlich von dem „Fall Ger-
mering“, der in Tieſenbrunn offenbar jedes andere Jn-
tereſſe völlig in den Hintergrund gedrängt hatte. Es gab,
nur eine einzige Meinung unter ihnen, die Meinung
nämlich, daß der Angeſchuldigte ein verlorener Mann ſei.
Daran, daß ſchon jetzt ausreichendes Material zur Erhebung
einer Anklage wegen vorſätzlicher Tötung gegen ihn vor-
liege, hegte keiner den geringſten Zweifel. Nur hinſichtlich
der Beweggründe hatte jeder ſeine eigenen, mehr oder
weniger ſcharfſinnigen Vermutungen. i

Zuletzt aber begegneten ſich doch alle dieſe Kombi-
nationen in der Annahme, daß zwiſchen dem Arzt und
ſeinem Opfer unerlaubte Beziehungen beſtanden hätten,
und daß es ſich entweder um eine Eiferſuchtstragödie oder
um die verbrecheriſche Abſicht handle, die Mitwiſſerin eines
gefährlichen Geheimniſſes aus dem Wege zu ſchaffen. Auch
der Name des Apothekers Brandt wurde mehrfach genannt,
und er wurde als derjenige gerühmt, dem allein dte
Aufdeckung der Untat zu danken ſei.

(Fortſetzung folgt.)
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Beilage zu Nr. 104 des Merſeburger Tageblattes

Die Not der giten Angeſtellten,
Vor der Vorkriegszeit hat das traurige Los der älteren

Angeſtellten die Oeffentlichkeit ein ganzes Jahrzehnt hin-
durch beſchäftigt. Da nach alten, ungeſchriebenen Geſetzen
der Kaufmannſchaft es als unfair galt, einen Mitarbeiter,
der ein Jahrzehnt ſeine beſten Kräfte für ein Unternehmen
hergegeben hatte, zu entlaſſen und ihn ſeinem Schickſal zu
überlaſſen, ſo war es bei vielen Arbeitgebern Brauch ge-
worden, ältere Angeſtellte überhaupt nicht mehr einzuſtellen.

Jn zahlreichen Fällen konnte man beobachten, daß An-
geſtellte, die das vierzigſte oder fünfundvierzigſte Lebens-
jahr überſchritten hatten und bei irgend einer Gelegenheit
ſtellenlos wurden, kaum noch die Möglichkeit einer An-
ſtellung zu finden vermochten. Die Fälle waren nicht ſelten,
daß ſolche Angeſtellte mit ihren Familien wirtſchaftlich und
geſellſchaftlich von Stufe zu Stufe ſanken und zum Teil mit
vorzeitigem Tode ein tragiſches Ende fanden.

Das hier beſchriebene traurige Schickſal der Angeſtellten
war mit einer der ſtärkſten Antriebe zur Schaffung der
Angeſtellten-Verſicherung. Sie ſollte den alten Angeſtellten
einen Rückhalt bieten. Die eingetretene kataſtrophale Geld-
entwertung aber hat in die Entwicklung der Renten der
Angeſtelltenverſicherung ſtark fühlbare Lücken geriſſen. Da-
mit tritt eine Sorge, die im letzten Jahrzehnt in den
Hintergrund getreten war, uns erneut vor Augen. Wir
müſſen uns daher rechtzeitig darüber klar werden, wie wir
der dann wieder hervortretenden Not der alten Angeſtellten
begegnen ſollen.

„Es gibt aber doch überhaupt keine nennenswerte Zahl
ſtellenloſer älterer Angeſtellter“, könnte man mir antworten.
Das iſt richtig für heute falſch für morgen. Wir leben
in einer Zeit, in der infolge der dauernden Aenderung des
Geldwertes das Maß der Schreibarbeit und aller Kauf-
mannsarbeit überhaupt ein Vielfaches an Kräften gegenüber
dem Zuſtande ſtabiler Wert verhältniſſe erfordert. Kalku-
lationen, die früher alljährlich einmal vorgenommen werden
mußten, werden heute monatlich oder gar wöchentlich ge-
macht. Eiſenbahn- und Schiffsfrachten, Poſtgebühren, Ver-
ſicherungsbeiträge, Löhne und Gehälter, Beſtimmungen über
Steuern, Gerichtsgebühren und hundert andere Dinge ändern
ſich alltäglich und vermehren die Arbeiten für kaufmänniſche
Angeſtellte, daß die heute un verhältnismäßig große
Zahl der Angeſtellten in Handel,, Jnduſtrie und Schiffahrt
erklärlich iſt. Hinzu kommt, daß während der Kriegs- und
Nachkriegszeit bei dem ungeheuren Wechſel der Verhältniſſe
die Reichs-, Stagts- und Kommunalbehörden mit ihrem
Beamtenapparat die Fülle der neuen Aufträge nicht
bewältigen konnten. So zogen auch ſie viele Tauſende von
Angeſtellten an ſich heran, die ebenſo erbarmungslos auf
die Straße geſetzt werden wie Jnduſtrie- und Handelsange-
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ſtellte, wenn“ ſtabile Verhältniſſe es ermöglichen, mit dem
feſten Beamtenſtab die laufenden Geſchäfte zu erledigen. So
dürfte kaum ein Berufsſtand größerer Not entgegengehen,
als die kaufmänniſchen Angeſtellten, ſobald ſtabile Ver-
hältniſſe eintreten. Unter den vom Elend der Stellenloſig-
keit erfaßten dürften die Ausſichten der 4045- jährigen
aber kataſtrophal ſein, wenn nicht rechtzeitig vorgeſorgt wird.

Was iſt zu tun? Zunächſt einmal iſt es notwendig, die
Gefahren im vollen Umfange zu erkennen. Sind ſie be-
kannt, dann muß dahin geſtrebt werden, das Verantwor-
tungsgefühl aller derer, in deren Macht es ſteht, der Gefahr
vorzubeugen, gegenüber den alten Angeſtellten, insbeſondere
den Familienvätern, zu ſtärken. Schon heute muß
dahin gewirkt werden, daß, wo immer Perſonaleinſchrän-
kungen erforderlich werden ſollten, möglichſt davon abgeſehen
wird, die älteren Angeſtellten zu entlaſſen, auch dann, wenn
deren Gehälter mit Familienzulagen höher ſind als die-
jenigen, die man etwa gleichwertigen jüngeren Kräften zu
gewähren hätte. Um den Ausgleich zu finden, ſollten alle
Arbeitgeberverbände dazu übergehen, durch die Bildung von
Ausgleichskaſſen die Familienzulagen zur Gemeinlaſt zu
machen, damit nicht die ſoziale Rückſicht übenden Firmen da-
durch in ihrer Wettbewerbsfähigkeit beſchränktt werden
gegenüber ſolchen, die hauptſächlich junge, ledige Arbeits-
kräfte beſchäftigen. Ferner wäre, wenn irgendwo, es hier
am Platze, daß die Preſſe in Fällen großer Rückſichtsloſigkeit
ſchonungslos Kritik übt.

Die alten Angeſtellten verdienen es, daß ihnen der
hier befürwortete Schutz zuteil wird. Sie ünd es ge-
weſen, die während des Krieges unter der Geldentwertung
am ſtärkſten leiden mußten. Während im Verlauf des
Krieges die Angeſtelltengehälter allgemein ganz gewaltig
hinter den Löhnen der Arbeiter, mehr noch hinter der
Teuerung zurückgeblieben ſind, waren die Gehälter der
älteren Angeſtellten überhaupt kaum vorwärts zu bringen.
Erfahrene Buchhalter, fremdſprachige Korreſpondenten, er-
fahrene Kalkulatoren, Einkäufer uſw. hatten noch in den
Jahren 1917 und 1918 Einkommen, die hinter denen der
ungelernten jugendlichen Arbeiter zurückſtanden. Manche
Behörden würden, wenn ſie nicht während der Uebergangs-
zeit die anpaſſungsfähigeren kaufmänniſchen Angeſtellten ge
habt hätten, mit ihrem Beamtenapparat viele organiſatoriſche
Maßnahmen überhaupt nicht haben durchführen können.
Wenn jetzt und ſpäter in den Schreibſtuben der große Kehr-
aus Marſch geblaſen wird, dann ſollte man daran denken!
Wir möchten dem Wunſche Ausdruck geben, daß durch verant-
wortungsbewußte Erfüllung der ſittlichen Pflicht einer Scho-
nung der alten Angeſtellten bei erforderlich werdenden Ent-
laſſungen, Eingriffe des Geſetzgebers nicht erforderlich
werden.

Politiſche Rundſchau
bie britiſche bügenpropaganda,

London, 2. Mai. Das Arbeitermitglied Morel richtete
eine Anfrage an die Regierung wegen der Rede des amesſl
kaniſchen Admirals Sims, wonach die Preſſeberichte über
angebliche, von deutſchen U-Booten begangene Grauſamkeiten
nichts als Propaganda geweſen ſeien. Monſell erwiderte
für die Regierung, volle Jnformationen mit Bezug auf
Grauſamkeiten, die von deutſchen U-Bootkommandeuren ver
übt worden ſeien, ſei in Uebereinſtimmung mit dem Frie
densvertrag von der alliierten Unterkommiſſion im Auguſt
1919 gegeben worden, und er könne nicht die Be-
hauptung anerkennen, daß dies nur Propa-ganda war. Andererſeits hätten ſich zahlreiche deutſche
U-Bootoffiziere mit ſoviel Menſchlichkeit wie mög-
lich be nommen im Rahmen des ihnen erteilten allge
meinen Befehls, Kauffahrteiſchiffe auf Sicht und ohne War-
nung zu verſenken.

Jſt es zwar nur ein halbes britiſches Eingeſtändnis,
ſo iſt es doch ſchon ein Fortſchritt. Jn Wahrheit war Die
ganze U-Boothetze nichts als britiſche Propaganda, die leider
nicht erfolglos wav.

Die große engliſche Flottenbaſis der zukunft.
London, 3. Mai. Jm Zuſammenhang mit dem Vorſchlag der Admiralität, daß im Laufe der nächſten zehn Jahre

in Singapore ein großes Dock gebaut werden ſoll,
kam es zu einer längeren Erörterung. Der Vertreter der Ad
miralität betonte die Bedeutung, die eine Fahrſtraße nach
dem Oſten und die Sicherheit der Damtnions und den Schutz
der britiſchen Jntereſſen im Oſten habe. Auf die Frage,
gegen wen denn eigentlich gekämpft werden ſollte, könne
er nur erwidern, gegen niemand. Die Errichtung eines
Flottenſtützpunktes ſei lediglich eine Sicher ung. Auf die
geäußerte Kritik erwiderte Amery, die Errichtung eines
Flottenſtützpunktes in Singapore bedeunte keine Verhöhnung
des Völkerbundes, auch keine Umgehung des Waſhingtoner
Abkommens. Von einer Drohung gegen Japan ſei keine
Rede, ebenſo wenig davon, daß man erwartet, die Beziehun.
gen zwiſchen England und Japan oder zwiſchen England
und einer anderen Großmacht würden geſpannt werden.
Jm Zuſammenhang mit der Verminderung der britgſchen
Flotte ſei es wichtig, daß die verbleibenden Streitkräfte frei
und beweglich blieben. Es liege keine neue Strategie vor.
Amery ſagte noch, wir würden im Verlaufe vieler Jahre
nicht im Stande ſein, eine Schlachtflotte im Stillen Ozean
oder auch nur in Singapore zu ſtationteren. Jn allen
dieſen Gewäſſern ſind wir hilflos und müſſen uns auf den
guten Willen einer befreundeten Macht verlaſſen. Aber
keine Macht, die Selbſtachtung beſitzt, kann es ſich leiſten,
für unbegrenzte Zeit in der Frage ihrer Sicherheiten und
ſogar ührer Exiſtenz von einer anderen Macht abhängag
zu ſein.

„Daily Expreß“ erblickt in der Erklärung des erſten
Lords der Admiralität eine wichtige Aenderung der
britiſchen Flottenpolitttk und eine Verlegung des



Flottenſchwergewichtes von der Nordſee nach dem fernen
Oſten. Singapore ſoll die krrre Flottenbaſis der
Zukunft werden. Dieſe Aenderung ſei eine natürliche
Folge des Aufhörens der deutſchen Bedrohung.

Schandurteil gegen Oberbürgermeiſter Falk.
Bonn, 2. Mai. Na e einmonatiger Unterſuchungs-

haft ſtand am Mittwoch Oberbürgermeiſter Dr. Falk vor
dem Kriegsgericht. Die Anklage legte ihm Nichtbefolgung
der Rektifikationsbefehle des franzöſiſchen Kommandanten
zur Laſt. Nach dem bei den Kriegsgerichten gebräuchläch
gewordenen Schema wurde der Oberbürgermeiſter zu drei
Jahren Gefängnis und fünf Millionen Mark Geldſtrafe
verurteilt, Bei der Ueberführung des Oberbürgermeiſters
vom Gerichtsgebäude nach dem Unkerſuchungsgefängnis wur
den ihm von einer vieltauſendköpfigen Menge brauſende Hoch
rufe entgegengebracht.

Schandurteile gegen deutſche Journaliſten.
Koblenz, 3. Mai. Das franzöſiſche Kriegsgericht zuBonn verurteilte den Redakteur Pick ard von er Priot-

demokratiſchen „Rheiniſchen Warte“ und Redakteur Mehr
mann von der „Koblenzer Zeitung“ wegen angeblicher
Beleidigung der Beſatzungstruppen zu Geſamtſtrafen von je
ſechs Monaten Gefängnis und zu Geldſtrafen von je 100 000
Mark. Zwei andere Redakteure erhielten je 100 000 Mark
Geldſtrafe.

Bevorſtehende Rede des Reichswirtſchaftsminiſters
in Pyrmont.

Phyrmont, 2. Mai. Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Becker
wird vorausſichtlich am Sonntag, dem 6. Mat in einer
Vertreterverſammlung der Niederſächſiſchen Wirtſchaftsver-
bände über die wirtſchaftlichen Folgen des Ruhreinbruchs
ſprechen, um dabei den Standpunkt der Reichsregierung dar-
zutun. Jm Zuſammenhang hiermit hält der Kreisverband
Niederſachſen eine Verſammlung ab.

Heſſen verbietet die Nationalſozialiſten.
Frankfurt a. M., 30. April. Das heſſiſche Miniſterium

des Innern hat auf Grund des Paragraph 14 des Geſetzes
zum Schutze der Republik die Nationalſozialiſtiſche Arbeiter
partei im Freiſtaat Heſſen verboten und ihre in Heſſen
beſtehenden Ortsgruppen als aufgelöſt erklärt. Eine von der
Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei angeſagte große Ver-
ſammlung in Darmſtadt mußte aus dieſem Grunde ab-
geſagt werden.

Frankreich lenkt in der Zonenfrage ein.
Zürich, 2. Mai. Wie die „Neue Zürcher Ztg.“ meldet,

hat ſich die franzöſiſche Regterung in der Zonenfrage einver-
ſtanden erklärt, in vertraulichen Vorbeſprechungen, die in
Paris und Bern geführt werden ſollen, den Verſuch einer
Klärung beſonders der Rechtsfragen zu erreichen. Damit
ſoll eine Grundlage für die Herbeiführung der eigentlichen
Vertragsverhandlungen geſchaffen werden.

Aus Provinz und Reich
Das mahnende Gewiſſen.

Weißenfels, 2. Mai. Vor kurzem war von einem hie-
ſigen Poſtbeamten beim Goldankauf für das Reich verſehent-
lich eine größere Summe Geldes (hunderttauſend Mark)
zuviel ausgezahlt worden. Auf die Rückzahlungsgeſuche mel
dete ſich niemand. Jetzt aber iſt das Geld mit eingeſchrie-

benem Brief zur nicht geringen Freude des Beamten aus
Apolda eingetroffen. Der Abſender iſt unbekannt.

Schul Zahnklinik.
Weißenfels, 2. Mai. Die ſchon längſt geplante Ein-

richtung einer Schul-Zahnklinik wird nunmehr mit dem
1. Mai ihre Tätigkeit aufnehmen. Leiter wird Zuhnarzt Dr.

Gebſer, früher in Halle.
Wiedereröffnung des Bahnbetriebes.

Artern, 2. Mai. Die Unſtrutbahn Artern Naumburg
will am 1. Juni wieder ihren vollen Betrieb aufnehmen.

Einweihnng des Ehrendenkmals in Stendal.
Stendal, 2. Mai. Jn Stendal fand am Sonntag in

Gegenwart zahlreicher auswärtiger und Stendaler Militär-
und Kriegervereine und der 3. und 4. Eskadron des Reiter-
regiments 3, ſowie unter großer Beteiligung der Einwohner-
ſchaft die Einweihung des Ehrendenkmals für die im Kriege
gefallenen Kameraden des Magdeburgiſchen Huſaren-Regi-
ments Nr. 10 ſtatt. An der Feier nahmen u. a. teil:
Der frühere Kommandeur des 4. Armeekorps, Gen. d. Jnf.
Sixt von Armin, die früheren Kommandeure des 10. Hu-
ſarenregiments, General der Kav. von Kühne, General-
leutnant von Buttlar-Brandenfels, außerdem Generalleut-
nant von Arnim, Generalleutnant Neven du Mont, General-
leutnant von Thümen, Generalleutnant von Wurmb und
Generalmajor von Lettow-Vorbeck. Superintendent Alberts
(Stendal) hielt die Weiherede, an die ſich eine Reihe von
weiteren Anſprachen anſchloß. Das Denkmal iſt ein Werk
von Prof. Hannig (Berlin-Dahlem).

Biſchofsweihe in Verlin.
Berlin, Mai. Jn Berlin fand heute in St. Hedwig

die feierliche Erhebung des fürſtbiſchöflichen Delegaten zurn
Weihbiſchof ſtatt. Jn feierlicher Prozeſſion begaben ſich
Kardinalfürſtbiſchof Bertram, vvon Breslau, der neue
Weihbiſchof Joſef Deit mer ſowie die Weihbiſchöfe Heling
von Paderborn und Dr. Weiſich von Breslau zur Konſe-
kration in die Kirche. Unter den dort bereits verſammelten
Ehrengäſten ſah man u. a. den Reichskanzler Dr. Cunvo
mit ſeiner Gemahlin, Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Becker
mit Gemahlin, Wohlfahrtsminiſter Hirtſiefer, Staats-
ſekretär Becſchſer als Vertreter des preußiſchen Kultus
miniſters Boelitz, Geheimrat Dr. Porſch, den früheren
Poſtminiſter Giesberts u. a. Herren. Die Konſekration
wurde durch den Kardinalfürſtbiſchof Bertram ſelbſt vorge-
nommen, und dann das päpſtliche Schreiben verleſen, in
dem u. a. mitgeteilt wird, daß der neue Wethbiſchof zugleich
zum Weihbiſchof des Breslauer Fürſtbiſchofs beſtimmt ſei, um
ihm in ſeinen Amtsverrichtungen auszuhelfen. Die Ablegung
des Treueeides gegen den Papſt und ſeine rechtmäßigen
Nachfolger hatte bereits vorher ſtattgefunden. Die Feier
nahm dann ihren vorgeſchriebenen Verlauf.

Neues Strafverfahren gegen den Studenten Fleſch.
Der Student Fritz Werner Fleſch entpuppt ſich immer

mehr als eine äußerſt dunkle Perſönlichkeit. Vor dem
Unterſuchungsgericht des Landgerichts III Berlin ſchwebt zur
Zeit eine Vorunterſuchung gegen ihn wegen ſchwerer Ur-
kundenfälſchung und wegen ſchweren Betruges. Außendem
ſoll er ſeinem früheren Verteidiger, Rechtsanwalt Dr. Erwin

Hammel

Feld, die Sprechererlaubnis für den Mitangeklagten im
Rathenau-Prozeß, Niedrig, entwendet haben. Ein merk
würdiges Licht wirft auf die Perſon des Fleſch noch die
weitere Beſchuldigung, daß er ſeinem früheren Verteidiger

Rechtsanwalt Dr. Ahrens bei ſeinem Beſuche in deſſen
Bureau eine wertvolle Aktentaſche entwendet hat.

Der letzte Weg der Großherzogin Lutiſe.
Karlsruhe, 1. Mai. Unter dem Geläut der Kirchenglocken

fand geſtern im Mauſoleum, das I. erbaut hatte,
die Beiſetzung der Großherzogin Luiſe ſtatt. Eine große
Menſchenmenge hatte ſich in der Umgebung der Kapelle einge-
funden. Die geſamte Studentenſchaft in Wichs mit ſchwarz
umflorten Fahnen, Militärvereine und Schulen waren an-
weſend. Das Großherzogpaar, das Königspaar von Schwe-
den und Prinz Max von Baden mit Familie waren von
Baden-Baden zur Beiſetzung erſchienen Ferner nahmen
daran teil eine Reihe alter Offiziere, Vertreter der ehemaligen
Leibregimenter, Landtagsabgeordnete uſw. Nach Orgelſpiel
und Chorgeſang widmete Prälat Schmidthenner der ver-
ſtorbenen Großherzogin Abſchiedsworte, und unter dem
Klange des Kanons „Wenn ich einmal muß ſcheiden“ wurde
der Sarg in die Gruft getragen. Der Großherzog wurde
bei ſeiner Ankunft und bei ſeiner Abfahrt vom Publikum leb-
haft begrüßt.
Verurteilung wegen Veleidigung von Offizieren der „Maingz“.

Kiel, 1. Mai. Die Strafkammer des Landgerichts in
Kiel am 16. Oktober 1922 den Dr. med. Struve (Kiel)
wegen Beleidigung verurteilt auf Grund der gegen ihn er
hobenen Anklage, daß er am 12. Dezember 1918 in einer
öffentlichen Verſammlung gegen das Seeoffizierkorps des
Kreuzers „Mainz“, insbeſondere den Korvettenkapitän
Tholens, öffentlich Beleidigungen geäußert hat, die dieſe
verächtlich zu machen geeignet waren. Das Reichsgericht
jat mit Urteil vom 19. März 1923 die eingelegte Reviſion
verworfen und das Urteil beſtätigt. Hiermit iſt eine Belei-
digung geſühnt, die den ehrenvollen Todeskampf der „Mainz“
am 28. Auguſt 1914 vor Helgoland in häßlichſter Weiſe
entſtellte. Für den unerſchütterlichen Kampfgeiſt, der hier
herrſchte, ſpricht am beſten die Tatſache, daß es dem hier als
Nebenkläger aufgetretenen l. Offizier noch gelang, das ſchon
aufgegebene und teilweiſe geräumte Schiff mit dem Reſt
der Geſchützmannſchaften und zwei Geſchützen noch für eine
halbe Stunde wieder gegen eine Uebermacht von 30 feind-
lichen Kreuzern und Torpedobooten ins Gefecht zu bringen.

e

Die ſchönſten Parkanlagen in der Mark
ſind ohne Zweifel die vom Fürſten Pückler geſchaffenen bei
Muskau und Schloß Branitz. Hier ließ, wie Dr. Schneit-
ler als Augenzeuge berihtet, der Fürſt beim Einſetzen
jedes größeren Baumes in der Pflanzgrube ſelbſt einen

ſchlachten, der mit Haut und Haar liegen blieb
und dem Baum als Nahrung dienen ſollte ein Luxus,
den ſich heut ſelbſt ein Kröſus nicht leiſten könnte. Jn
Braunſchweig rettete man eine uralte Lindenallee durch
Eingraben abgehäuteter Viehkadaver vor dem Abſterben.
Die Juden der alten Zeit ließen ihren heiligen Terebinthen
durch das Blut der Schlachtopfer neue Lebenskraft zukommen
(Buch der Richter 3, 7). Shymboliſch drückt das Pflanzen
von Bäumen auf unſeren Gräbern den gleichen Gedanken
in veredelter Form aus.
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